Neuer 129b-Prozeß in Stuttgart

Am 02. September 2014 war Prozessauftakt eines neuen 129-b-Verfahrens vor dem OLG in Stuttgart. 

Der erste Prozesstag war sehr gut besucht und die Angeklagten „Yusuf Tas, Özgür Aslan, Muzaffer Dogan und Sonnur Demiray„ wurden mit „tosendem Applaus“ empfangen, wie es in einem Artikel in einer bürgerlichen Zeitung nachzulesen war. 

Es herrschten strenge Sicherheitsvorschriften. Für erfahrene ProzessbeobachterInnen eigentlich nichts Neues: Ausweise wurden kopiert um Personalien festzuhalten, sämtliche Wertgegenstände mussten abgegeben werden (Handy, Geldbeutel, Ausweis...etc). 

Bekannterweise möchte man damit Solidarität unterbinden, solidarische Menschen stigmatisieren und ProzessbeobachterInnen abschrecken. Im stillen Kämmerlein sollen dann die Terrorverdächtigen ohne lästige Zeugen schuldig gesprochen werden. 

Zum anderen wird diese ganze Show inszeniert, um den Vorwürfen des Terrors gerecht zu werden. Es soll der Eindruck erweckt werden, dass es sich um sehr, sehr gefährliche Menschen handelt. 

Was sollen denn diese hochgefährlichen, in strenger Isolationshaft gehaltenen Menschen verbrochen haben? Köpften sie Menschen, vergewaltigten oder verkauften sie die Frauen ihrer Opfer wie es die IS macht? Oder haben sie Menschen bei lebendigem Leibe verbrannt, wie die Faschisten in Odessa, mit denen die deutsche Regierung über Umwege sogar hofiert? Haben diese Angeklagten vielleicht  Nagelbomben gelegt, wie die NSU in der Kölner Keuppstrasse? Gegen sie hat die deutsche Regierung bekannterweise Beweise einfach vernichten lassen und die NSU-Terroristin Beate Zschäpe durfte ohne Handschellen den Gerichtssaal betreten. Ganz anders dagegen die vier Angeklagten der Anatolischen Föderation. 

Ihnen wurden die Handschellen erst abgelegt, als sie auf der Anklagebank saßen. Natürlich mit jeweils einem Sicherheitsbeamten neben jedem der Angeklagten. 

Was haben diese Menschen denn nun verbrochen, was wirft die Bundesanwaltschaft ihnen vor? 

Die Mitgliedschaft in der „terroristischen“ ausländischen Vereinigung „Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front“ (DHKP-C) (§ 129b Abs. 1 und § 129a Abs. 1 Strafgesetzbuch). 

Der Vorwurf und das daraus folgende Konstrukt ist in diesem Zusammenhang neu und scheint ein neues Maß an Absurdität erreicht zu haben. Des Weiteren macht es erneut deutlich, wie dehnbar der §129 ist und welcher Willkürlichkeit damit Tür und Tor geöffnet werden. Der Vorwurf lautet: Veranstalten und Bewerben eines Grup-Yorum-Konzertes. 

Das Grup-Yorum-Konzert, von welchem die Rede ist, fand am 08.06.2013 statt und war sicherlich politisch gesehen ein Erfolg. 

Knapp 12.000 BesucherInnen besuchten das Konzert mit dem Motto „ein Herz und eine Stimme gegen den Rassismus“. 

Es war aber nicht nur irgendein „Konzert“, wie das Motto schon deutlich macht, wehren sich hier MigrantInnen selbstbewusst gegen Rassismus. 

Außerdem hatte das Konzert eine Signalwirkung, da Grup-Yorum während ihres Auftritts verkündete, die Lieder des Abends denen zu widmen, die dem NSU zum Opfer fielen.

Es wurde ein klares Zeichen gegen Rassismus und den Neonazismus in Deutschland gesetzt. Denn wie die sogenannten „Döner-Morde“ und viele „unaufgeklärte“ Brandanschläge gegen zumeist „türkische“ MigrantInnen zeigen, ist das Leben vieler Menschen in Gefahr. 

Die Bundesanwaltschaft versucht bei dem §129b-Prozess auch Grup Yorum selber zu kriminalisieren. So sollen Konzerte der Gruppe in Deutschland verunmöglicht werden. 

Dafür versucht man einen direkten Zusammenhang zwischen der DHKP-C und Grup Yorum herzustellen. 

Das triviale Konstrukt der Bundesanwaltschaft: Die „Tarnorganisation“ der DHKP-C „Anatolische Föderation“ organisiert ein Grup-Yorum-Konzert. Mit den Konzert-Einnahmen wird der bewaffnete Kampf in der Türkei finanziert. 

Besonders lächerlich scheint dieser Vorwurf vor allem unter Anbetracht des finaziellen „Erfolgs“ des Konzertes. So konnten am Ende des Abends, trotz der vielen BesucherInnen, der Verlust von 42.000€ verbucht werden. 

Bei Ticketpreisen von 10 Euro pro Karte, teilweise inklusive Busanreise quer durch die Republik, auch nicht weiter verwunderlich. Die beiden Bundesanwältinnen scheinen es jedoch nicht so sehr mit Mathe zu haben. 

Des Weiteren machen sie es sich besonders einfach, indem sie wider geltendes Recht die Beweislast auf die Angeklagten abschieben, welche nun ihre Unschuld beweisen müssen. Soviel zu „Im Zweifel für den Angeklagten“. 

Auch die Frage, warum es der deutsche Staat auf Grup Yorum abgesehen ist, sollte nicht außer Acht gelassen werden. Handelt es sich doch um eine politische, aktivistische Musikgruppe (die sich selber als Revolutionäre bezeichnen), welche in der Türkei und in Europa, auf jung und alt eine immense Anziehungskraft hat. In der Türkei werden ihre Konzerte von  hunderttausenden besucht. 

2014 besuchten in Oberhausen 12.000 Menschen das „Ein-Herz-gegen-Rassismus-Konzert“. 

Für 2015 wurde bereits ein Fußballstadion angemietet: Diesmal werden 50.000 ZuschauerInnen angestrebt. 

Der 2002 eingeführte §129b ist absolut unhaltbar und selbst für jene, die vom deutschen Rechtsstaat überzeugt sind, umstritten. Denn dieser verletzt die Grundzüge der Rechtsprechung von Grund auf. In ihrer Dehnbarkeit setzt sie sogar das Grundgesetz außer Kraft, weil sämtliche Rechte und Freiheiten aufgehoben werden (können). 

Die Beweislast wird beispielsweise umgedreht. Nicht mehr die Staatsanwaltschaft ist gezwungen ihre Behauptungen zu beweisen. Die Angeklagten sind gezwungen, diese Vorwürfe zu entschärfen, somit wird auch die Unschuldsvermutung komplett aufgehoben. 

Außerdem ermächtigt dieser Paragraf die deutsche Rechtsprechung, Handlungen über die Grenzen Deutschlands hinaus zu „be-“ und verurteilen. Was schon aufgrund der Souveränität eines jedes Landes zweifelhaft ist. Darüber hinaus ignorieren deutsche Richter Punkte, die zugunsten der Angeklagten sprechen würde. Als Beispiel könnte das Verbot der wöchentlichen Zeitschrift „Yürüyüs“ genannt werden. 

Ein deutscher Richter hat diese Zeitschrift verboten, weil sie seiner Meinung nach ein Propagandamittel der DHKP-C darstellt. In der Türkei ist diese Zeitschrift dagegen legal. Deutsche Richter sind somit päpstlicher als der Papst und maßen es sich an, die türkischen Verhältnisse besser zu kennen als Richter in der Türkei selbst.

Bei diesen ganzen Prozessen geht es nicht um konkrete Straftaten, welche den Angeklagten zu Lasten gelegt werden.  §129-Prozesse sind immer politische Verfahren, ganz gleich ob a oder b oder alleine für sich.

Viele wissen z.B. nicht, dass das Justizministerium anordnet, gegen wen ein §129-b-Verfahren eröffnet wird oder nicht. 

Und die Motivation des Justizministeriums dürfte wohl kein Geheimnis sein. Diese richtet sich nach  Vorgaben des NATO-Verbündeten und Handelspartners Türkei. 

Somit geht es mitnichten um Terror, Schuld oder Unschuld. Es geht hier um die Interessen des deutschen Staates, des deutschen Kapitals. 

Man macht sich die Richtlinien eines fremden Staates, in diesem Fall der Türkei, eigen.

Es wird über Aktivitäten in der Türkei auf den Tisch gelegt und faktisch geht es um die Zustände in der Türkei. 

Was allerdings in der Türkei als „terroristisch“ eingestuft wird, ist mittlerweile absurd. Erst kürzlich wurde die Fan-Gemeinde des Istanbuler Fußballvereins Besiktas „Carsi“ als terroristisch eingestuft. Warum? Weil sie an den Gezi-Protesten teilnahmen, was der natürlichste Reflex der Menschen gegen die diktatorischen, autoritären und faschistischen Repressionen der AKP und Erdogan darstellten. 

Hatte es Recep Tayyip Erdogan doch geschafft, selbst Teile der Linken in der Türkei und außerhalb zu blenden, wohl auch mit einem Blick auf  den „Friedensprozeß der PKK“ gab es sogar Linke, welche die Türkei als „demokratisch“ bezeichneten. Ist es wohl spätestens seit den Gezi-Aufständen und dem brutalen Vorgehen der Polizei damit vorbei. Mittlerweile dürfte wohl keiner mehr an dem faschistischen Charakter des türkischen Staates zweifeln. Was in der ganzen Debatte über §129b und den Anti-Terrorgesetzen überhaupt von größter Bedeutung ist. 

Um nicht zu sagen, die ganze Debatte dreht sich überhaupt um diese Frage: Ist der türkische Staat faschistisch oder nicht?

Denn der Kampf gegen den Faschismus kann nicht unter Strafe gestellt werden. Ganz im Gegenteil, es ist sogar die „heilige“ Pflicht eines jeden anständigen „Bürgers“, gegen den Faschismus zu kämpfen- um es mal ganz spießig zu formulieren. 

Dieses Paradigma konnte in der deutschen Rechtsprechung, nach den ganzen Gräueltaten der Nazis und den Verbrechen vor allem gegen die Juden durchgesetzt werden. 

Somit sind §129b-Prozesse auch immer Schauplätze, an denen die Bundesanwaltschaft zu beweisen versucht wie „demokratisch und rechtsstaatlich“ es in der Türkei zugeht. Während die Anwälte der Angeklagten zu beweisen versuchen, dass die Türkei „ein faschistischer Staat“ ist. 

Mit dem §129b wird die „Individualität der Straftat“ völlig außer Kraft gesetzt. Kollektive Bestrafung steht an der Tagesordnung. Schließlich kann einem Menschen doch nur angelastet werden, was er/sie auch wirklich verbrochen hat. Bei den ganzen §129b-Prozessen werden diese Menschen für Vorfälle und Aktionen verantwortlich gemacht, welche sie nicht persönlich zu verantworten haben. Manchmal ist es schon skurril, dass Vorfälle oder Aktionen vorgebracht werden und sich zu einem Zeitpunkt ereigneten, an dem manche der Angeklagten noch kleine Kinder oder womöglich noch nicht mal auf der Welt waren. 

Schon allein dies zeigt die ganze Irrationalität und Illegitimität dieses Gummi-Paragrafen. 

Das zeigt wohl in aller Deutlichkeit, wie leicht dieser Paragraf missbraucht werden kann. 

Heute richtet er sich vor allem gegen MigrantInnen, die sich versuchen zu organisieren und zu wehren. 

Denn ein Angriff auf Rechte und Freiheiten dieser Schichten ist einfacher. 

Nach dem 11. September hat der Rassismus eine neue Dimension erreicht. 

Mit islamophoben Demagogien ist es einfacher, sämtliche Rechtseinschränkungen der Menschen aus islamisch-stämmigen Ländern mit Terrorismusargumenten durchzuführen und dann auch noch mit der Unterstützung der Öffentlichkeit.

Durch das Ausländerrecht, dem MigrantInnen unterliegen, sind ihre Rechte und Freiheiten ohnehin extrem eingeschränkt. 

Somit ist es für die Öffentlichkeit auch normal, dass gegen eine Gesellschaftsschicht, die keine Massenunterstützung hat und auch noch durch bestehende Gesetze eingeschränkt wird, eine Hexenjagd durchzuführen. 

Das schafft eine Öffentlichkeit und Rechtsprechung, die jede(n) Dunkelhaarige(n), jede(n) Moslem(in), jeden Bärtigen als einen Feind betrachtet. 

Das ist aber nicht die eigentliche Gefahr.  

Die §129b-Angriffe gegen demokratische MigrantInnen und Vereinigungen werden nicht darauf beschränkt bleiben. 

Denn die Gerichtsbeschlüsse schaffen Präzedenzfälle, die  für eine Atmosphäre sorgen, in der Widerstand gegen Repressionen und den Kampf gegen Nazis und das Recht auf Solidarität auf Anhieb als Terrorismus bewertet werden können. 

Die Rechte und Freiheiten, die es heute noch gibt, könnte es morgen nicht mehr geben. 

Diese Bedrohung geht von den Anti-Terrorgesetzen aus. 

Hier geht es vor allem um die Einschränkung der Meinungs-,Organisations- und Redefreiheit. 

Und es betrifft uns alle. 

Der Staat beginnt immer zuerst mit den Schwächeren. Und dehnt es dann aus. 

Das einzige was uns Progressiven und Linken bleibt ist Zusammenhalt und Solidarität. 

Es darf einfach nicht sein, dass das Veranstalten von Konzerten als „Terrorismus“ stigmatisiert und kriminalisiert wird. 

Und welches Ende ohne eine starke Solidarität zu erwarten ist, sehen wir am Beschluß des Prozesses gegen Özkan Güzel: der schwerkranke, haftunfähige Verurteilte bekam eine Haftstrafe von 2,5 Jahren. Und die Strafe fiel gerade „milde“ aus, weil er als Wernicke-Korsakoff-Kranker* eine „Führungsposition“ gar nicht ausfüllen kann. 

Der ganze Prozeß gegen ihn, seine Verhaftung ist eine Tragodie für sich. 

Wurde er doch aus den türkischen Knästen entlassen, weil er haftunfähig ist. Und bekam eine Attestierung einer Haftfähigkeit von einem Mann, der dem norwegischen Massenmörder und Faschisten Breivik  eine “Haftunfähigkeit” attestierte: Doktor Leygraf. 

Solidarität ist unsere einzige Waffe. Darum seit ProzessbeochterInnen, schreibt und veröffentlicht Berichte zu diesem Schau-Prozess. Öffentlichkeit wird uns Schutz bieten. 

FREIHEIT FÜR
Muzaffer Dogan, Sonnur Demiray, Özgür Aslan und Yusuf Tas

Verhandlungen jeweils Dienstag und Donnerstag ab 9:30 Uhr im Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart


Olgastraße 2, 70182 Stuttgart

Verhandlungstermine:

September 2014:
23., 25., 30.

Oktober: 2014:
2., 7., 9., 23., 28., 30.

November 2014:
4., 6., 11., 13., 18., 20., 25., 27.



*eine Krankheit die durch Mangelernährung, wie sie bei längeren Hungstreiks an der Tagesordnung ist, auftritt. Erkrankte leiden unter retrograder Amnesie und anterograder Amnesie, d.h. sie sind weder in der Lage, neue Gedächtnisinhalte zu bilden noch gespeicherte Inhalte abzurufen. Des Weiteren zeigen sie Konfabulationen (Erinnerungslücken werden mit phantasierten Ereignissen „gefüllt“). 

